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Aus-, Fort- und Weiterbildung  
von Organmitgliedern im Fokus von 
Bankenaufsicht und Gesetzgeber

Die Zeit ist nicht arm an Herausforderun-
gen für Kreditinstitute im Allgemeinen und 
Kreditgenossenschaften im Besonderen. Die 
immer noch anhaltende Niedrigzinsphase, 
der zunehmende Wettbewerb sowie die Di-
gitalisierung wirken sich auch und gerade 
auf die wirtschaftliche Entwicklung der 
Kreditgenossenschaften aus. Auch deren 
Geschäftsmodell ist in Bedrängnis. An-
spruchsvollere Rahmenbedingungen stellen 
die Organe dieser Gesellschaften zuneh-
mend vor größere Herausforderungen. Die 
Bedeutung der Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Erfahrung der Organmitglieder für die Un-
ternehmen und ihre wirtschaftliche Ent-
wicklung wird so zunehmen.

EBA-Leitlinien zur internen  
Governance

Gerade auch als Antwort für die sogenann-
te Finanzmarktkrise hat die European Ban-
king Authority (EBA) Leitlinien zur Internen 
Governance (EBA GL 44 vom 27. September 
2011) und solche zur Beurteilung der Eig-
nung von Mitgliedern des Leitungsorgans 
und von Inhabern von Schlüsselfunktionen 
(EBA/GL/2012/06 vom 22. November 2012) 
veröffentlicht. Unter „13. Qualifikationen 
des Leitungsorgans“ heißt es in Ziffer 6 der 
Leitlinie zur Internen Governance:

„Die Mitglieder des Leitungsorgans sollten 
zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben Kennt-
nisse und Fertigkeiten erwerben, pflegen 
und vertiefen. Institute sollten sicherstel-
len, dass die Mitglieder Zugang zu indivi-
duell zugeschnittenen Fortbildungspro-
grammen haben, die den Lücken in dem 
vom Institut benötigten Wissensprofil so-

wie den tatsächlichen Kenntnissen der 
 Mitglieder Rechnung tragen. Hierzu gehö-
ren Bereiche wie zum Beispiel Risiko-
managementinstrumente und -modelle des 
Instituts, neue Entwicklungen, Organisa-
tionsänderungen, komplexe Produkte, neue 
Produkte oder Märkte und Fusionen. Die 
Fortbildungsmaßnahmen sollten sich aber 
auch auf Geschäftsbereiche erstrecken, die 
nicht unmittelbar in den Zuständigkeitsbe-
reich der einzelnen Mitglieder fallen. Das 
Leitungsorgan sollte genügend Zeit, Mittel 

und sonstige Ressourcen für Fortbildungs-
maßnahmen aufwenden.“

CRD-IV-Richtlinie aus Brüssel

Auch die CRD IV-Richtlinie vom 27. Juni 
2013 (Richtlinie 2013/36/EU des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 26. 
Juni 2013) befasst sich mit den Eigen-
schaften der Mitglieder des Leitungsorgans 
(in Genossenschaftsbanken: Vorstand und 
Aufsichtsrat) und der so notwendigen 
Fort- beziehungsweise Weiterbildung: 

Artikel 91: Leitungsorgan: (1) Die Mit-
glieder des Leitungsorgans müssen allzeit 
ausreichend gut beleumundet sein und 
ausreichende Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Erfahrung für die Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben besitzen. Die Zusammensetzung des 
Leitungsorgans spiegelt ferner insgesamt 
ein angemessen breites Spektrum an 
 Erfahrung wider. Die Mitglieder des Lei-
tungsorgans erfüllen insbesondere die An-
forderungen der Absätze 2 bis 8. … (7) Das 
Leitungsorgan verfügt kollektiv über die 
zum Verständnis der Tätigkeiten des Insti-
tuts samt seiner Hauptrisiken notwendigen 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrung. … 
(9) Die Institute setzen für die Einführung 
der Mitglieder des Leitungsorgans in ihr 
Amt und deren Schulung Personal und Fi-
nanzressourcen in angemessenem Umfang 
ein.

In Absatz 12 dieses Artikels wird die Euro-
pean Banking Authority (EBA) beauftragt, 
Leitlinien zu „dem Konzept des angemes-
senen Umfangs von Personal und Finanz-
ressourcen für die Einführung der Mit-
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Die fachliche Eignung von Spitzenmana-
gern und Mitgliedern von Kontrollgremien 
in Kreditinstituten steht seit der Finanzkri-
se unter verstärkter Beobachtung von eu-
ropäischen und nationalen Instanzen. Die 
EBA, das Europäische Parlament oder auch 
die BaFin haben dabei im Blick, ob und in-
wieweit die europäischen Regelungen, das 
KWG oder auch die BaFin-Merkblätter ein-
gehalten werden. Der Autor erläutert die 
einschlägigen Bestimmungen zur Aus- und 
Weiterbildung von Organmitgliedern in  
der Genossenschaftsorganisation und ver-
weist auf den hohen Stellenwert in der 
Praxis. Von den anstehenden Leitlinien der 
EBA hinsichtlich der Weiterbildung der 
Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder 
von Kreditinstituten im Allgemeinen und 
von Kreditgenossenschaften im Besonde-
ren erhofft er sich Augenmaß bei der Fest-
legung der konkreten Anforderungen an 
die Kreditinstitute und ihre Organe. (Red.)
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glieder des Leitungsorgans in ihr Amt und 
deren Schulung im Sinne des Absatzes 9“ 
herauszugeben. Dem ist die EBA bis heute 
nicht nachgekommen. Es war nun an dem 
deutschen Gesetzgeber diese Regelungen 
in nationales Recht zu transformieren. Die 
Regelungen der §§ 25 c und d KWG sind so 
am 7. August 2013 verabschiedet bezie-
hungsweise in das KWG aufgenommen 
worden. Während § 25 c KWG die Ge-
schäftsleiter thematisiert, befasst sich 
§ 25 d KWG mit den Verwaltungs- oder 
Aufsichtsorganen von Kreditinstituten.

Qualifikation von Vorständen in 
Genossenschaftsbanken

In Umsetzung des Artikels 91 der CRD-IV-
Richtlinie normiert nun § 25 c Abs. 1 S. 1 
KWG, dass Geschäftsleiter eines Kreditins-
tituts für deren Leitung fachlich geeignet 
und zuverlässig sein müssen und im Übri-
gen der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
ausreichend Zeit widmen müssen. 

Eine fachliche Eignung gemäß § 25 c Abs. 1 
S. 2 KWG setzt voraus, „dass die Geschäfts-
leiter in ausreichendem Maß theoretische 
und praktische Kenntnisse in den betref-
fenden Geschäften sowie Leitungserfah-
rung haben“. Nach Satz 3 dieser Vorschrift 
ist von einer fachlichen Eignung dann aus-
zugehen, wenn eine dreijährige leitende 

Tätigkeit bei einem Institut von vergleich-
barer Größe und Geschäftsart nachgewie-
sen wird. Nach überwiegender Auffassung 
liegen praktische Kenntnisse im Sinne 
 dieser Vorschrift nicht vor, wenn der Ge-
schäftsleiter zuvor allein in Stabs- oder 
allgemeinen Verwaltungsfunktionen gear-
beitet hat. 

Bedenken der BaFin?

In ihrem Merkblatt zu den Geschäftsleitern 
gemäß KWG, ZAG und KAGB vom 4. Januar 
2016 (zuletzt geändert am 8. August 2016) 
(nachfolgend „Merkblatt“) hat die BaFin 
ihre Sicht auf die gesetzlichen Anforderun-
gen an die Geschäftsleiter unter „II. Anfor-
derungen an die Geschäftsleiter (Kreditwe-
sengesetz, Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz) 
1. Fachliche Eignung“ zusammengefasst. 
Nach ihm können ausreichende theore-
tische Kenntnisse durch abgeschlossene 
Berufsausbildungen, Studiengänge und 
Lehrgänge mit volkswirtschaftlichen, be-
triebswirtschaftlichen, steuerrechtlichen, 
allgemeinrechtlichen und bankwirtschaftli-
chen Inhalten nachgewiesen werden. Für 
unverzichtbar für die geforderten prak-
tischen Kenntnisse hält die BaFin eine 
 Berufserfahrung des Geschäftsleiters im 
Kreditgeschäft und Risikomanagement. 
Letztlich wird erwartet, dass der Ge-
schäftsleiter in einer herausgehobenen 

Stellung entsprechende Kompetenzen aus-
geübt hat. Für die Frage, ob der Geschäfts-
leiter über eine ausreichende Leitungser-
fahrung im Sinne des § 25 c Abs. 1 KWG 
verfügt, berücksichtigt die BaFin nach ih-
rem Merkblatt vor allem die Anzahl der 
bisher unterstellten Mitarbeiter, letztlich 
also die bisherige Führungsspanne, die 
Größe des bisherigen Unternehmens und 
die in diesem Zusammenhang auch ausge-
übten Kompetenzen.

Es ist im Einzelnen strittig, welche prakti-
schen Kenntnisse von einem Geschäftslei-
ter gefordert werden können und müssen. 
Dies ist vor allem auch davon abhängig, 
wie das Kreditinstitut, das ihn zu bestellen 
beabsichtigt, wirtschaftlich und organisa-
torisch aufgestellt ist, welche Geschäfts-
felder es betreibt und wie groß das Gremi-
um ist. Je größer das Gremium ist, desto 
weniger werden von allen Geschäftsleitern 
Spezialkenntnisse in sämtlichen Bereichen 
erwartet werden können (vergleiche zu 
dem Meinungsstand auch Monika Scholz 
in Günther Luz, Werner Neus, Mathias 
Schaber, Peter Schneider, Claus-Peter 
Wagner, Max Weber, Kreditwesengesetz, 
Kommentar zu KWG und CRR, 3. Auflage, 
Band 1, § 25 c KWG, Rz. 7 ff.)

Im Rahmen einer Anzeige der Bestellung 
eines Geschäftsleiters nach § 24 Abs. 1 

Abbildung 1: Bewertung des Vorstands einer Kreditgenossenschaft und seiner Mitglieder
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Nr. 1 KWG wird die Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht (nachfolgend 
BaFin) dem Kreditinstitut mitteilen, ob sie 
Bedenken gegen die Bestellung eines Vor-
standsmitglieds hat, weil er die in § 25 c 
Abs. 1 KWG normierten Anforderungen 
nicht erfüllt.

Kreditgenossenschaften: Qualifikation 
von Aufsichts ratsmit gliedern

Mitglieder von Verwaltungs- oder Auf-
sichtsorganen müssen nach § 25 d Abs. 1 
S. 1 KWG zuverlässig sein, die erforderliche 
Sachkunde zur Wahrnehmung der Kon-
trollfunktion sowie zur Beurteilung und 
Überwachung der Geschäfte, die das je-
weilige Unternehmen betreibt, besitzen 
und der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
ausreichend Zeit widmen. Bevor Letzteres 
im KWG neu geregelt wurde, hat bereits 
das Finanzmarktstabilisierungsgesetz in 
§ 36 KWG normiert, dass die Mitglieder 
von Verwaltungs- oder Aufsichtsorganen 
zuverlässig sein und die erforderliche 
Sachkunde zur Wahrnehmung ihrer Kont-
rollfunktion haben müssen. Letztlich, so 
die Regierungsbegründung zu diesem Ge-
setz, müssen die Mitglieder von Kontroll-
organen im Stande sein, „die von dem Ins-

titut oder der Finanzholding Gesellschaft 
getätigten Geschäfte zu verstehen, deren 
Risiken für das Unternehmen zu beurteilen 
und notfalls Änderungen in der Geschäfts-
führung durchzusetzen“. 

Der BGH hatte bereits 1982 in seiner „Her-
tie-Entscheidung“ (BGH Urteil vom 15. No-
vember 1982, Az. II ZR 27/82) bestimmt, 
dass die Aufsichtsratsmitglieder ihre Auf-
gaben nicht durch andere wahrnehmen 
lassen dürfen. Nach Auffassung des BGH 
muss ein Aufsichtsratsmitglied (deshalb) 
diejenigen Mindestkenntnisse und -fähig-
keiten besitzen oder sich aneignen, die es 
braucht, um alle normalerweise anfallen-
den Geschäftsvorgänge auch ohne fremde 
Hilfe verstehen und sachgerecht beurteilen 
zu können. 

In seinem „Merkblatt zu den Mitgliedern 
von Verwaltungs- und Aufsichtsorganen 
gemäß KWG und KAGB“ definiert die BaFin 
die § 25 d Abs. 1 KWG geforderte Sachkun-
de von Aufsichtsratsmitgliedern unter an-
derem wie folgt:

„Dazu muss die Person die vom Unterneh-
men getätigten Geschäfte verstehen und 
deren Risiken beurteilen können. Das Mit-

glied muss mit den für das Unternehmen 
wesentlichen gesetzlichen Regelungen 
vertraut sein. Ein Mitglied muss grundsätz-
lich nicht über Spezialkenntnisse verfügen, 
jedoch muss es in der Lage sein, gegebe-
nenfalls seinen Beratungsbedarf zu erken-
nen.“

Aufsichtsrat in seiner Gesamtheit 
gefragt

Nach Abs. 2 des § 25 d KWG muss das Ver-
waltungs- oder Aufsichtsorgan, also auch 
der Aufsichtsrat einer Kreditgenossen-
schaft, in seiner Gesamtheit die Kenntnis-
se, Fähigkeiten und Erfahrungen haben, 
die zur Wahrnehmung der Kontrollfunk-
tion sowie zur Beurteilung und Überwa-
chung der Geschäftsleitung notwendig 
sind.

Mit dem Abschlussprüfungsreformgesetz 
vom 17. März 2016 ist die Regelung in 
Abs. 4 des § 36 GenG dergestalt ergänzt 
worden, dass die Mitglieder des Aufsichts-
rates in einer Genossenschaft, die ein CRR-
Kreditinstitut im Sinne des § 1 Abs. 3 d S. 1 
des KWG ist, in ihrer Gesamtheit mit dem 
Sektor, in dem die Genossenschaft tätig ist, 
vertraut sein müssen. Nach der Begrün-

Abbildung 2: Eigenbewertung des Aufsichtsrates einer Kreditgenossenschaft 
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dung im Regierungsentwurf zu dem Ab-
schlussprüfungsreformgesetz wird man 
unter Sektor im Sinne dieser Vorschrift ein 
Geschäftsfeld verstehen können. Nach der 
Gesetzesbegründung ist es nicht erforder-
lich, dass jedes Mitglied des Aufsichtsrates 
im Vorfeld seiner Besetzung praktische Er-
fahrungen oder Kenntnisse in dem Sektor 
gesammelt hat. So soll es auch möglich 
sein, dass einzelne Mitglieder des Auf-
sichtsorgans durch intensive Weiterbildun-
gen Sektorkenntnisse oder zum Beispiel  
als langjährige Angehörige der beraten-
den Berufe einen tiefgehenden Einblick in 
den entsprechenden Sektor gewonnen ha-
ben. 

Nach herrschender Auffassung muss dabei 
nicht jedes Aufsichtsratsmitglied über eine 
sogenannte Sektorkompetenz verfügen. So 
müssen eben „nur“ die Mitglieder des Auf-
sichtsrates zusammen in der Lage sein, die 
ihnen zugewiesenen Aufgaben sachge-
recht zu erfüllen. Hier wiederholt sich der 
Rechtsgedanke des § 25 d Abs. 2 KWG und 
nota bene der der Ziffer 5.4.1 des Deut-
schen Corporate Governance Kodex. Bei 
der besagten Regelung in § 36 Abs. 4 GenG 
handelt es sich um eine sogenannte or-
ganbezogene Besetzungsregel. Das Fehlen 
von Sektorkompetenz ist weder ein Bestel-
lungshindernis noch führt es zum Erlö-
schen eines Aufsichtsratsmandats.

Gesellschaftsform typisch wird man bei 
der Frage, welche Anforderungen an eine 
Sachkunde eines Mitglieds des Aufsichts-
rates einer Kreditgenossenschaft gestellt 
werden können, berücksichtigen müssen, 
dass nach § 9 GenG ein Mitglied des 
 Aufsichtsrates auch Mitglied der Genos-
senschaft sein muss. Jedenfalls in dieser 
gesetzlichen Mechanik ist der mögliche 
Adressatenkreis für das Amt eines Auf-
sichtsratsmitglieds beschränkt.

Weiterbildungen von Organmitgliedern 
von Kreditgenossenschaften

Nach § 25 c Abs. 4 und § 25 d Abs. 4 KWG 
müssen die (Kredit-) Institute angemesse-
ne personelle und finanzielle Ressourcen 
einsetzen, um ihren Organmitgliedern die 
Einführung in ihr Amt zu erleichtern und 
die Fortbildung zu ermöglichen, die zur 
Aufrechterhaltung ihrer fachlichen Eig-
nung beziehungsweise bei Mitgliedern des 
Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans der er-
forderlichen Sachkunde notwendig ist. 
Während § 25 d Abs. 4 KWG noch von 

Fortbildungen für die Mitglieder des Ver-
waltungs- oder Aufsichtsorgans spricht, 
differenziert die BaFin in ihrem Merkblatt 
zwischen einer Fort- und einer Weiter-
bildung. Ersteres ist notwendig, wenn die 
 Voraussetzungen für die Annahme der 
Sachkunde nicht vorliegen. Von einer 
 Weiterbildung spricht die BaFin in ihrem 
Merkblatt auf Seite 21 trennscharf dann, 
wenn es darum geht, „sich mit Änderun-
gen im Umfeld des Unternehmens konti-
nuierlich vertraut zu machen, zum Beispiel 
mit neuen Rechtsvorschriften oder Ent-
wicklungen im Bereich Finanzprodukte so-
wohl im Unternehmen als auch im Markt“.

Für die Mitglieder der Organe von Kredit-
instituten ergibt sich ihre Verpflichtung 
zur Weiterbildung ex natura rei. So haben 
auch die Mitglieder von Vorstand und Auf-
sichtsrat einer Kreditgenossenschaft die 
Verpflichtung, Entscheidungen jeweils auf 
Basis eines aktuellen Informationsstandes 
zu treffen. Wenn der Gesetzgeber die   
Fort- beziehungsweise Weiterbildung von 
Organmitgliedern von Kreditinstituten ex 
pressis verbis angesprochen hat, hat er 
dem Umstand Rechnung getragen, dass die 
nicht zuletzt im Zuge der Finanzmarktkrise 
anspruchsvoller gewordenen wirtschaft-
lichen und regulatorischen Rahmenbedin-
gungen die Anforderungen an die Kennt-
nisse, Fähigkeiten und Erfahrungen der 
Organmitglieder wachsen lassen. Die Prü-
fungsverbände fordern zwischenzeitlich 
auch von den Vorstands- und Aufsichts-
ratsmitgliedern der Kreditgenossenschaf-
ten im Rahmen ihrer Prüfung die Vorlage 
von sogenannten Weiterbildungsbeschei-
nigungen.

Aus Sicht der Organmitglieder einer Kre-
ditgenossenschaft bietet es sich an, die 
einschlägigen Weiterbildungsangebote der 
Regionalakademien der Genossenschafts-
verbände beziehungsweise der Akademie 
Deutscher Genossenschaften zu nutzen, 
nachdem diese mit den rechtsformspezifi-
schen Fragestellungen eine jahrzehntelan-
ge Erfahrung und entsprechende Lösungs-
modelle und Hilfestellungen entwickelt 
haben. Die BaFin akzeptiert auch eine 
hausinterne Weiterbildung der Organmit-
glieder beziehungsweise eine durch andere 
sachverständige Dritte.

Letztlich werden die Kreditinstitute durch 
die vorstehende Vorschrift dazu verpflich-
tet, personelle und finanzielle Ressourcen 
für die Weiterbildung bereitzustellen. Nota 

bene: Auch Ziffer 5.4.5 des Deutschen Cor-
porate Governance Kodex sieht vor, dass 
die (Aktien-) Gesellschaft die Mitglieder 
des Aufsichtsrates bei ihrer Aus- und Fort-
bildung angemessen unterstützt.

Jährliche Bewertung

Die Bedeutung, die die BaFin diesem 
 Thema widmet, kann man auch daran er-
kennen, dass sie in ihrem Merkblatt das 
Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan ver-
pflichtet sieht, sowohl für seine Gesamt-
heit als auch für einzelne Mitglieder (wohl 
auch für seine Ausschüsse) den Bedarf an 
Weiterbildung zu ermitteln; vergleiche 
Seite 22 des Merkblattes. In diesem Zu-
sammenhang ist auch den Aufsichtsräten 
von Kreditgenossenschaften, in einer Sit-
zung gegen Ende des Geschäftsjahres oder 
zu Beginn eines neuen Geschäftsjahres zu 
empfehlen, die Weiterbildungsthemen für 
das Plenum und einzelne Mitglieder förm-
lich, also im Rahmen eines Beschlusses, 
festzulegen.

Bewertung des Vorstandes und Aufsichts-
rates einer Kreditgenossenschaft nach 
§ 25 d Abs. 11 Nr. 3 und 4 KWG: Nach die-
ser Vorschrift ist das Verwaltungs- oder 
Aufsichtsorgan eines Kreditinstituts ver-
pflichtet, mindestens einmal jährlich sich, 
seine Mitglieder beziehungsweise den Vor-
stand und seine Mitglieder im Hinblick auf 
die Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrung 
sowohl der einzelnen Organmitglieder als 
auch des Organs Vorstand und Aufsichts-
rat als auch die Struktur, Größe, Zusam-
mensetzung und Leistung der Organe zu 
bewerten. Dabei wird die Bewertung der 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen 
der Organmitglieder nur möglich sein, 
wenn auch deren Weiterbildungen Be-
rücksichtigung finden. In den Abbildun-
gen 1 und 2 werden die Parameter für die 
Bewertung des Vorstandes und Aufsichts-
rates einer Kreditgenossenschaft vorge-
stellt.

Die Bedeutung der Weiterbildung der Vor-
stands- und Aufsichtsratsmitglieder von 
Kreditinstituten im Allgemeinen und von 
Kreditgenossenschaften im Besonderen 
wird in den kommenden Monaten eine Er-
weiterung erfahren, wenn die EBA, wie be-
auftragt, Leitlinien für eben diese Weiter-
bildung entwickelt. Es bleibt zu wünschen, 
dass die Anforderungen an die Kreditinsti-
tute und ihre Organe mit Augenmaß defi-
niert werden.
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